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nen unsere Unterstützung, nicht unsere Verdächtigun-
gen.

Trotzdem haben wir objektiv betrachtet Probleme mit
dem Nachweis des Verbleibs von bestimmten Gütern.
Deswegen müssen wir der Sache genau auf den Grund
gehen. Wenn Probleme im Hinblick auf die Leistungsfä-
higkeit und die Belastbarkeit staatlicher Institutionen be-
stehen, auch im Kontrollbereich – auf der Konferenz der
Körber-Stiftung, die gestern in Berlin stattfand, haben
die Menschen aus der Region das nachhaltig unterstri-
chen –, dann müssen wir diese ernst nehmen, auch mit
Blick auf die Gefahren, die aus den Exportaktivitäten re-
sultieren können. Das ist überhaupt keine diskriminie-
rende Äußerung gegenüber den Ländern in der Region.
Man muss bei der Formulierung aufpassen. Dass das
Wirtschaftsministerium, welches diese Vorlage, wie ich
glaube, gemacht hat, darauf hinweist, dass es ein Pro-
blem gibt, finde ich vollkommen realistisch. Ich glaube,
Sie würden uns als Erste vorwerfen, nicht hinreichend
aufgepasst zu haben, wenn ein Rüstungsgut in einem
Land auftauchen würde, in das es nicht gehört.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank.

Wir bleiben in diesem Geschäftsbereich. Ich rufe die
Frage 12, gestellt von unserem Kollegen Niema
Movassat, auf:

Was hat der deutsche Botschafter in Namibia, Egon
Kochanke, am 16. November 2011 in Windhuk gemeint, als er
anlässlich der Unterzeichnung der bilateralen Vereinbarungen
der Entwicklungszusammenarbeit gegenüber der Presse Be-
zug auf die namibische Delegation in Berlin anlässlich der
Rückführung von Gebeinen von Opfern des deutschen Ver-
nichtungsfeldzugs nach Namibia nahm und davon sprach,
dass diese „aufgrund ihrer versteckten Agenda“ einen „negati-
ven Eindruck“ hinterlassen habe (vergleiche The Namibian,
17. November 2011, www.namibian.com.na/index.php?id=
28&tx_ttnews[tt_news]=90164&no_cache=1)?

Herr Staatsminister, bitte.

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen
Amt:

Der Botschafter der Bundesrepublik Deutschland in
der Republik Namibia hat gegenüber der namibischen
Presse anlässlich der Unterzeichnung eines Abkommens
über die Entwicklungszusammenarbeit zwischen
Deutschland und Namibia seine Hoffnung ausgedrückt,
dass die bilateralen Beziehungen davon bestimmt sein
mögen, zukunftsgerichtet die Entwicklungschancen Na-
mibias zu erkennen und zu fördern, ohne – das möchte
ich betonen – die historischen Belastungen aus der ge-
meinsamen Geschichte zu vernachlässigen. Botschafter
Kochanke verwies mit seiner Äußerung darüber hinaus
auf den Umstand, dass die namibische Delegation, die
zur Entgegennahme von Schädeln von Herero und Nama
nach Berlin gereist war, wenn auch nur teilweise, Wie-
dergutmachungsforderungen erhoben hatte. Der Bundes-
regierung wurde im Vorfeld des Delegationsbesuchs von
der namibischen Regierung wiederholt versichert, dass
alleiniger Besuchszweck die Rückführung der Schädel
sein sollte.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Ihre erste Nachfrage, Herr Kollege.

Niema Movassat (DIE LINKE):
Danke schön. – Herr Staatsminister, es geht letztlich

um die Äußerung des deutschen Botschafters in Nami-
bia, dass die namibische Delegation „aufgrund ihrer ver-
steckten Agenda“ einen „negativen Eindruck“ hinterlas-
sen habe. Das ist mit Blick auf die diplomatischen
Beziehungen eine sehr drastische Äußerung. Insofern
stellt sich sehr konkret die Frage – das ist meine Nach-
frage –: Welche konkreten Absprachen gab es, die die
namibische Delegation angeblich nicht eingehalten hat?
Welche Absprachen gab es zwischen dem Auswärtigen
Amt, der Botschaft der Republik Namibia und der Cha-
rité? Welche davon soll die namibische Delegation ver-
letzt haben, weil sie eine „versteckte Agenda“ verfolgt
hat?

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen
Amt:

Die namibische Delegation bzw. die namibische Re-
gierung hatte vorher klargestellt – das war Konsens mit
der deutschen Regierung –, dass die Frage der mögli-
chen Wiedergutmachungsleistungen nicht Gegenstand
dieses Besuchs sein würden. Ich bin sehr vorsichtig da-
mit, den namibischen Partnern hier Vorwürfe zu ma-
chen; denn sie sind von Organisationen in Deutschland
geradezu aufgestachelt worden.

(Hartwig Fischer [Göttingen] [CDU/CSU]: 
Genau so ist das gewesen!)

Diese Organisationen haben diesen Besuch genutzt, um
richtig zuzulangen und um zu erzwingen, dass dieses
Thema auf die Tagesordnung kommt. Ich glaube fast, es
wäre von den namibischen Partnern zu viel verlangt,
wenn man verlangen würde, darauf überhaupt nicht ein-
zugehen. Deswegen sollten wir uns einmal selbst fragen,
ob dieser Besuch nicht möglicherweise doch in unange-
messener Weise in eine falsche Richtung gelenkt worden
ist, nicht von den Namibiern, sondern von denen, die
hier als Kogastgeber aufgetreten sind.

Im Übrigen waren die Absprachen mit der Bundes-
regierung in diesem Zusammenhang ausgesprochen
schwierig. Der Termin ist mehrfach verschoben bzw. ab-
gesagt worden. Auch die Delegationszusammensetzung
ist immer wieder verändert worden. Zum Schluss wur-
den der Termin und der Ablauf der Veranstaltung von
der namibischen Seite einseitig festgelegt. Dennoch hat
sich die Bundesregierung eingebracht, auch durch die
persönliche Teilnahme und den Redebeitrag der Kolle-
gin Staatsministerin Pieper.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Ihre zweite Nachfrage, Herr Kollege.

Niema Movassat (DIE LINKE):
Danke. – Herr Staatsminister, wenn Sie die Kritik

nicht an der namibischen Delegation festmachen, son-
dern an der deutschen Zivilgesellschaft, die in diesem
Bereich aktiv ist, dann frage ich mich – das frage ich
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Sie –: Warum hat die Bundesregierung nicht zumindest
die Chance zum Dialog genutzt? Es gab eine konkrete
Einladung zu einer Podiumsdiskussion am 28. Septem-
ber 2011. Dort hätte man in einen offenen, transparenten
Dialog mit der namibischen Delegation eintreten kön-
nen. Man hätte auch über die Fragen „Völkermord“ und
„Wiedergutmachung“ in einer transparenten Art und
Weise reden und seine Position deutlich machen können.
Das wurde versäumt. Warum?

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen
Amt:

So laufen internationale Verhandlungen und Gesprä-
che über so komplexe Angelegenheiten nicht. Man be-
gibt sich nicht auf eine Initiativveranstaltung, um dort
mit den ausländischen Partnern Verhandlungen zu füh-
ren; so läuft das nicht. Vielmehr verabredet man vorher,
welche Themen bei einer solchen Reise behandelt wer-
den sollen, welche Abläufe es geben soll und in welchen
Formaten diskutiert werden soll. Das wird dann abgear-
beitet.

Wie gesagt: Den Vorwurf richte ich nicht in erster Li-
nie an die namibischen Freunde, sondern wir müssen
selbstkritisch fragen, ob das alles in Deutschland gut ge-
laufen ist. Wir können eine solche Veranstaltung nicht in
einer solch chaotischen Weise durchführen. Es wäre bes-
ser gewesen, wenn es über Zeit, Ablauf und Zusammen-
setzung dieser Besuchsreise eine präzise Absprache mit
der Bundesregierung gegeben hätte. Das ist leider nicht
der Fall gewesen. Da wir es in der Tat mit einem ganz
komplexen und belastenden historischen Thema zu tun
haben, sollten wir aufpassen, dass dies in der Zukunft
nicht zu weiteren Belastungen des namibisch-deutschen
Verhältnisses führt.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank. – Wir kommen nun zu Frage 13, eben-

falls gestellt vom Kollegen Niema Movassat:
Inwieweit ist die Bundesregierung der Auffassung, dass

sie dem wiederholt und mit Nachdruck vorgetragenen Be-
kenntnis zum schweren historischen Erbe, zu der daraus resul-
tierenden moralischen und historischen Verantwortung
Deutschlands gegenüber Namibia und der Sonderbeziehung
zwischen den beiden Staaten gerecht wird, wie es die Staats-
ministerin Cornelia Pieper am 30. September 2011 in ihrer
Rede in der Berliner Charité betonte, wenn der deutsche Bot-
schafter in Namibia das durch die skandalöse Abfertigung der
namibischen Delegation durch die Bundesregierung ohnehin
strapazierte Verhältnis zu Namibia durch derartige Aussagen
zusätzlich belastet?

Bitte schön, Herr Staatsminister.

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen
Amt:

Wir sind nicht der Auffassung, dass Botschafter
Kochanke, der durchaus zu handfesten Äußerungen in
der Lage ist und diese auch immer gut begründen kann,
die namibische Delegation in irgendeiner Weise belei-
digt oder das Verhältnis zu Namibia belastet hätte; das
sehe ich nicht. Im Übrigen weise ich auch deutlich den

Vorwurf zurück – dies wird in Ihrer Frage insinuiert –,
dass die namibische Delegation skandalös abgefertigt
worden wäre. Das sind Bewertungen, die ich mir ganz
gewiss nicht zu eigen mache.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Ihre erste Nachfrage, Kollege.

Niema Movassat (DIE LINKE):
Danke. – Herr Staatsminister, bei der Beantwortung

der Frage einer unangemessenen Abfertigung der nami-
bischen Delegation ist natürlich ein ganz entscheidender
Punkt, wie bei der Übergabe der Schädel mit der Delega-
tion umgegangen worden ist. Bei dieser Veranstaltung
hat Frau Staatsministerin Pieper nicht die Rede des na-
mibischen Ministers abgewartet, sondern ist nach ihrer
Rede sofort gegangen, was, soweit ich weiß, auch unter
diplomatischen Gesichtspunkten äußerst problematisch
ist; man sollte sich zumindest die Rede des Gastes anhö-
ren.

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen
Amt:

Ich muss Ihnen sagen, dass diese Veranstaltung – der
Vorwurf wird in diesem Zusammenhang manchmal ge-
äußert – nicht in der Zuständigkeit des Bundes lag, son-
dern dass es sich um eine Veranstaltung der Charité han-
delte. Frau Kollegin Pieper ist während der exzellenten
Rede, die sie bei dieser Gelegenheit gehalten hat, auf un-
glaubliche Weise gestört worden, und ihr ist das Wort
abgeschnitten worden. Daher hielten es die Sicherheits-
kräfte der Charité für richtig, sie anschließend aus dieser
Veranstaltung herauszubringen.

Ich mache da – das sage ich erneut – den namibischen
Kollegen keinen Vorwurf, sondern weise darauf hin:
Deutsche Teilnehmer dieser Veranstaltung haben dafür
gesorgt, dass die Vertreterin der Bundesregierung nicht
richtig zu Wort kommen konnte. Bevor wir hier ein in-
ternationales Problem produzieren, sollten wir uns an die
eigene Nase fassen und darüber nachdenken, dass diese
sehr kritische Situation unter Umständen missbraucht
wurde, um billiges innenpolitisches Kapital daraus zu
schlagen.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Sie haben Ihre zweite Nachfrage, Herr Kollege.

Niema Movassat (DIE LINKE):
Danke, Herr Präsident. – Herr Staatsminister, es ist

aber auch so – das muss man zur Kenntnis nehmen –,
dass in der namibischen Presse und in der namibischen
Gesellschaft das Vorgehen der Bundesregierung kriti-
siert worden ist. Es gibt den Vorwurf, dass die Äußerun-
gen des Botschafters dazu geeignet sind, die innere Sta-
bilität und den nationalen Versöhnungsprozess in
Namibia zwischen den schwarzen Volksgruppen und den
Nachfahren der weißen Siedler aus der Kolonialzeit zu
gefährden. Wie stehen Sie zu diesem Vorwurf?
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Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen
Amt:

Ich halte davon nichts. Ich glaube, dass wir uns hier
einen Schuh anziehen, der nicht passt. Richtig ist, dass
die politische Situation in Namibia kompliziert ist und
dass es innerhalb der politischen Kräfte in Namibia in
der Frage der Wiedergutmachung und der Frage der
Rückführung der Schädel sehr unterschiedliche Positio-
nen gibt. Das hat ja auch die Vorbereitung dieser Über-
gabe so kompliziert gemacht. Deswegen sind immer
wieder Termine abgesagt worden, neu angesetzt worden,
und zum Schluss ist diese Angelegenheit, wie ich finde,
auf eine unglückliche Art und Weise abgewickelt wor-
den. Das hat die ganze Angelegenheit nicht erleichtert.
Aber wir sollten uns nicht einreden, Deutschland, das
sich ernsthaft bemüht, mit einer historischen Belastung
angemessen umzugehen, würde die Schuld auf sich la-
den, wenn es darum geht, dass der innenpolitische Pro-
zess in Namibia schwierig ist.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank. – Eine weitere Frage hierzu stellt unser

Kollege Hartwig Fischer.

Hartwig Fischer (Göttingen) (CDU/CSU):
Herr Präsident! Herr Staatsminister, ist es nicht viel-

mehr so, dass dieses Thema in den vergangenen Jahren
bei Besuchen aller Delegationen angesprochen wurde,
dass es mit der Regierung in Namibia Einigkeit in Bezug
auf die Auseinandersetzung – ich meine das im positiven
Sinne – mit den Herero gegeben hat und dass mit der
Rede und der Entschuldigung von Frau Wieczorek-Zeul
in Namibia ein Grundkonsens auch mit den damals an-
wesenden Herero geschaffen wurde?

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen
Amt:

In der Tat, Herr Kollege Fischer: Das Problem ist da-
mals in einer würdigen Form erledigt worden. Das heißt
nicht, dass wir uns unserer historischen Belastung nicht
immer bewusst sein werden und dies auch gegenüber
den namibischen Freunden zum Ausdruck bringen soll-
ten. Aber das Thema Wiedergutmachung war damit
durch. Man muss schon feststellen, dass es ständig von
Kräften innerhalb der Bundesrepublik Deutschland neu
aufgemischt wird. Das ist nicht hilfreich für den weite-
ren Prozess in Namibia selber, und es ist mit Sicherheit
nicht im Interesse der Bundesrepublik Deutschland.

(Hartwig Fischer [Göttingen] [CDU/CSU]: 
Danke!)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Die Frage 14 der Kollegin Kotting-Uhl wird schrift-

lich beantwortet.

Die Frage 15 der Kollegin Dağdelen wurde zurückge-
zogen.

Jetzt kommen wir zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums des Innern.

Zur Beantwortung der Fragen steht uns der Parlamen-
tarische Staatssekretär Dr. Ole Schröder zur Verfügung.

Ich rufe Frage 16 der Kollegin Dağdelen auf:
Wieso sieht die Bundesregierung keinen Anlass, sich mit

der niederländischen Regierung über die Frage der Anwen-
dung und Auslegung des Verschlechterungsverbots des EWG-
Türkei-Assoziationsrechts auszutauschen (vergleiche Plenar-
protokoll 17/138, Seite 16445), obwohl diese ganz im Gegen-
satz zur Bundesregierung das für alle Mitgliedstaaten gleicher-
maßen gültige Assoziationsrecht so auslegt, dass von
türkischen Staatsangehörigen zum Beispiel keine Sprachnach-
weise im Ausland als Voraussetzung für den Ehegattennachzug
verlangt werden dürfen, und inwieweit hält die Bundesregie-
rung einen Verweis auf das Urteil des Bundesverwaltungsge-
richts vom 30. März 2010 noch für tragfähig, nachdem dieses
vom Gericht selbst in einer anderen europarechtlichen Frage
als überholt bezeichnet wurde (Beschluss 1 V 9.10) und nach
diesem Urteil weitere maßgebliche Entscheidungen des Euro-
päischen Gerichtshofs ergangen sind, die damals noch nicht
berücksichtigt werden konnten?

Bitte schön, Herr Staatssekretär.

Dr. Ole Schröder, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern:

Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Urteil vom
30. März 2010 die Rechtsauffassung der Bundesregie-
rung bestätigt, dass die Regelungen zum Sprachnach-
weiserfordernis mit europäischem Recht, insbesondere
mit Art. 7 Abs. 2 der Familienzusammenführungsrichtli-
nie und dem Assoziationsrecht EU-Türkei, vereinbar
sind. Das Bundesverwaltungsgericht hat in dem von der
Fragestellerin zitierten Kostenbeschluss vom 28. Okto-
ber 2011 im Verfahren lediglich darauf hingewiesen,
dass die Europäische Kommission im Mai 2011 in einem
Verfahren vor dem Europäischen Gerichtshof eine ver-
änderte Rechtsauffassung vertreten hat. Entgegen der
Darstellung der Fragestellerin hat sich das Bundesver-
waltungsgericht dabei weder auf eine Entscheidung des
Europäischen Gerichtshofs berufen, noch kann man dem
Kostenbeschluss entnehmen, dass das Bundesverwal-
tungsgericht von seiner Auffassung, wonach das deut-
sche Sprachnachweiserfordernis mit Grundgesetz und
europäischem Recht vereinbar ist, abweichen wollte.

Die Bundesregierung hält ebenfalls an dieser Rechts-
auffassung fest. Unbeschadet der Tatsache, dass die
Europäische Kommission in der Frage der Vereinbarkeit
der Sprachnachweisregelung mit der Familienzusam-
menführungsrichtlinie eine andere Rechtsauffassung als
die Bundesregierung vertritt, bleibt der EuGH zur ab-
schließenden Auslegung des Gemeinschaftsrechts beru-
fen. Der EuGH hat sich zu dieser Rechtsfrage noch nicht
geäußert. Vor diesem Hintergrund besteht aus Sicht der
Bundesregierung kein Anlass für Gespräche mit der nie-
derländischen Regierung über die Vereinbarkeit nationa-
ler Sprachnachweisregelungen mit dem europäischen
Recht.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Ihre erste Nachfrage, Frau Kollegin Dağdelen.

Sevim Dağdelen (DIE LINKE):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Herr Staatssekretär,

man kann es sich natürlich einfach machen, indem man
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